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Abend ⸗Ausgabe. 


Deutſcher Reichstag. 
20. Sitzung vom 16. März. 

Präſtdent Graf Arnim Boitzenburg 
eröffnet die Sitzung um 1 ½ Uhr mit geſchäftlichen 
Mittheilungen. 

Am Tiſche des Bundes raths: Staatsſekretär 
im Reichsamt des Innern. 

Tagesordnung: 

1. Mündlicher Bericht der Geſchäftsordnungs⸗ 
Kommiſſton über die Frage: ob das Mandat des 
Abg. für den 2. Wahlkreis Marienwerder, Grafen 
zu Dohna ⸗Finckenſtein, in Folge ſeiner 
Ernennung zum Burggrafen von Marienburg für 
erloſchen zu erklären? 

Auf den Antrag der Kommiſſion wird das 
Mandat für fortbeſtehend erklärt. 

II. Mündlicher Bericht derſelben Kommiſſion 
betreffend die Frage über die Fortdauer des Man- 
dats der Abgg. Di. Dreyer, Dr Bähr 
(Kaſſel), Dr. v. Grävenitz, v. Geß, v. Re⸗ 
den (Lüneburg), Witte (Schweidnitz), Wer- 
ner (Liegnitz), Thilo und Saro. 

Die Kommiſſton beantragt: die Mandate der 
Abgg. Bähr, v. Grävenitz, v. Geß, Thilo und 
Sad durch ihre Beförderung in höhere Juſtizämter 
für erleſchen, die der Abgg. Dreyer, v. Reden, 
Witte (Schweidnitz) und Werner (Liegnitz) dagegen 
für fortbeſtehend zu erklären. 
Abg. . Beſeler ſtellt dagegen den An⸗ 


trag: d Md ala förtheſtehend zu 
erklären 
Im Allgemeinen if für die Kommiſſion bei 
ien Beſchlüſſen entſcheidend geweſen, daß durch 
den Uchertriti Juſttzdieuſt eines Bundes ſtaat, 
A den des Relches der Gharafte⸗ er jeßzigen und 
früheren Amtsſtellung ein derartig verſchiedener iſt, 
DAB, ganz abgeſehen von der Frage, ob mit dieſer 


veränderten Stellung eine Rangerhöhung verbunden 
iſt oder nicht, ſchon aus dieſem Grunde der Fort⸗ 
beſtand der betreffenden Mandat ausgeſchloſſen iſt. 
Es gilt dies von den Abgo- Dr. Bähr, von Grä⸗ 
verig und von Geß dur ihre Ernennung zu 
Reichsgerichtsräthen, während das Mandat des 
Neichs⸗Oberhandelsgerichtsraths Dr Dreyer durch 
die gleiche Ernennung nach der Anſicht der Kom⸗ 
miſſion nicht berührt wird. 

Die Anträge der Kommiſſion in Bezug auf 
die Mandate der Abg. Thilo und Saro werden da⸗ 
mit begründet, daß durch deren Beförderung in hö⸗ 
her dotirte Stellen die Mandate als erloſchen zu 
betrachten ſeien. 

Abg. Findeiſen plaidirt für die Gültig⸗ 
keit der Mandate der beiden zu Reichsgerichtsräthen 
ernannten Abgg. . Bähr und von Grävenitz, 
da nach ſeiner Anſicht die Verhältniſſe dieſer bei⸗ 
ch Herren genau ſo liegen, wie die des Abg. Dr. 


er. 

Abg Klotz erklärt ſich für den Kommiſſtons⸗ 
Beſch , Es handele ſich bet den betreffenden Ab⸗ 
ger te um eine Beförderung mit Gehaltserhö⸗ 
Hung, zudem durch die freie Entſchließung er⸗ 
folgt in. 

Abg. Beſeler, der bei der großen Unruhe 
im Haufe unverſtändlich bleibt, bittet, die ſämmt⸗ 
lichen Mandate für fortbeſtehend zu erklären. 

Abg. v. Helldorf verweist ebenfalls auf 
vie durch die Juſtiz-Organiſatton geſchaffene Zwangs⸗ 
lage, die eine freie Entſchließung der Regierung 
sol ndig ausgeſchloſſen habe. Redner bittet, ſchon 
in Nückſicht auf die Wähler eine je große Zahl 
ven Mandaten nicht zu kaſſicen. 

Abg. Ur. Windthorſt: Das Haus müſſe 
ven Beſtimmungen des Art. 21 ohne Zögern fol- 
gen und dürfe ſich nicht über die Verfaſſung hin⸗ 
wegſetzen. Jede Rang- und Gehults-Erhöhung in⸗ 
vololte die Kaſſatton des Mandates, gleichwie ob 
jene Erhöhung im Reiche oder in den Einzelſtaaten 
ſtattgefunden habe. Er werde deshalb für die Kom⸗ 
miſſions⸗Beſchlüſſe ſtimmen; nur in Bezug auf den 
Abg. Saro mache er eine Ausnahme. Hier werde 
er gegen den Kommiſſions⸗Antrag ſtimmen. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 

Das Haus beſchließt nach den Beſchlüſſen 
der Kommiſſton mit Ausſchluß des Saro'ſchen 
Mandats. 

Es werden alſo nur die Wahlen der Abgg. 
Bähr, v. Grävenitz, v. Geß und Thilo kaſſirt, die 
übrigen bleiben fortbeſtehen. . 

Die Tagesordnung iſt damit erledigt. 

Nächſte Sitzung: Mittwoch 12 Uhr. 

Tagesordnung: Mehrere Anträge. 


\ 


worden. 


Deutſchland. N 


n Berlin, 16. März. Der Entwurf eines 
Geſetzes für Elſaß Lothringen betreffend die Ge- 


werbegerichte war in der vom Bundesrath in der 


Sitzung vom 5. Dezember v. Js. angenommenen 
Faſſung dem Landesausſchuſſe von Elſaß⸗Lothringen 
zur Beſchlußfaſſung vorgelegt worden. Der Lan- 
desausſchuß hat alsdann zu dem Geſetzentwurf 
mehrere Aenderungen beſchloſſen und mit dieſen dem 
Entwurf die Zuſtimmung ertheilt. Jetzt iſt dem 
Bundesrath eine Gegenüberſtellung der Beſchlüſſe 
des Bundes raths und des Landesausſchuſſes mit dem 
Antrage vorgelegt worden, über den Geſetzentwurf, 
wie er ſich nach den Beſchlüſſen des Landes aus⸗ 
ſchuſſes geſtaltet hat, Beſchluß zu faſſen. — Ein 
Gleiches gilt hinſichtlich des Geſetzentwurfs betref⸗ 
fend die Ausführung des Gerichtskoſtengeſetzes und 
der Gebührenordnung für Rechtsanwälte, für Ge⸗ 
richts vollzieher und für Zeugen und Sachverſtändige, 
ferner hinſichtlich des Geſetzentwurfs betreffend die 
Verwendung von Zuchthengſten und des dazu gehö⸗ 
rigen Ausführungs⸗Verordnungs⸗Entwurfes, end⸗ 
lich hinſichtlich des Geſetzentwurfs betreffend die 
Feſiſtellung des Landes haushalts-Etats für 1880,81. 
Zu dieſen ſämmtlichen Geſetzentwürfen hat der Lan⸗ 
desausſchuß von Elſaß⸗Lothringen Abänderungen be- 
ſchloſſen, und dem Bundesrath liegt es jetzt ob, 
über die Entwürfe in der durch dieſe Aenderungen 
gewonnenen Faſſung zu entſcheiden. 

Die bereits erwähnte Denkſchrift, welche der 
Direkter dee 
Miniſter des Innern in Bezug 


= N 2 
auf die Aufgaben 


des diesjährigen Zählwerkes im veutſchen Reiche 
ſütberreicht hat, legt die Rothwendigkeit dar, dieſe 
Züttung einen größeren Umfang zu geben als 

bisherigen Arbeiten dieſer Art. Die neuen Ermit⸗ 
telungen ſollen ſich nicht blos auf das beziehen, 


was uder bie einzeinen Perſonen wehr as babe. 
zu erheben iſt, ſondern namentlich darauf, daß noch 
andere Aufnahmen mit der Volkszählung in unmit⸗ 
telbare Verbindung gebracht werden, damit eine Reihe 
der dringendſten ſtatiſtiſchen Bedürfniſſe gleichzeitig 
befriedigt werde. Dahin gehören eine Landwirth⸗ 
ſchafts- und Viehzählung, eine Zählung der gewerb⸗ 
lichen Unternehmungen mit Hilfsperſonen und Mo⸗ 
toren, eine Gebaͤudezählung und die Sammlung 
von Materialien zu einem allgemeinen Wohnplatz. 
verzeichniſſe. Im Weſentlichen beruht die vorge 
ſchlagene Erweiterung auf einem bei dem Peters ⸗ 
burger ſtatiſtiſchen Kongreſſe getroffenen Uebertin⸗ 
kommen, welches dahin ging, die auf das Ende eines 
Jahrzehnts fallenden Zählungen umfaſſender zu ge⸗ 
ſtalten. 7 
Die Frage, ob für ein während der dreijähri⸗ 
gen Wahlperiode ausſcheidendes Mitglied der Kreis⸗ 
ſynode ein Erſatzmann zu wählen jet, iſt vom 
evangeliſchen Oberkirchenrath bejahend entſchieden 
Die Nothwendigkeit derartiger Erſazwahlen 
ergiebt ſich aus der Erwägung, daß es geboten iſt, 
den Kreisſynoden ihre durch 8 43 der General- 
Synodalordnung vorgeſchriebene Zuſammenſetzung 
zu ſichern. 5 

Auf Grund des Beſchluſſes der erſten ordent⸗ 
lichen Generalſynode, zu beantragen, daß für die 
Berliner Stadtmiſſton eine allgemeine Kirchen⸗Kol⸗ 
lekte, welche alle zwei Jahre einzuſammeln ſei, be⸗ 
willigt werde, hat der evangeliſche Oberkirchenrat 
in Uebereinftimmung mit dem Antrage angeordnet, 
daß die Einſammlung zunächſt in den Jahren 1881, 
1883 und 1885 erfolgen fol. 

Durch Circularerlaß des Miniſters der öffent⸗ 
lichen Arbeiten vom 10. März find die Staats- 
und unter Staatsverwaltung ſtehenden Privatbah⸗ 
nen ermächtigt, für diejenigen Gegenſtände, melde 
auf der im Juli d. Js. in München ſtattfindenden 
Ausſtellung des 4. deutſchen Brauertages ausge⸗ 
ſtellt werden und unverkauft bleiben, die bekannte 
übliche Transport⸗Vergünſtigung von freier Rück⸗ 
fahrt zu bewilligen, falls der Rücktransport inner⸗ 
Fa 4 Wochen nach Schluß der Ausſtellung ftatt- 

udet. 

Der „A. A. Z.“ wird aus Berlin vom 10. 
d. Mts. über eine Verſtimmung in parlamentari- 
ſchen Kreiſen Mittheilung gemacht, die darauf zu⸗ 
rückzuführen ſei, daß der Staatsſekretär im Reichs⸗ 
Poſtamt Dr. Stephan bis jetzt noch keine Veran⸗ 
laſſung genommen hat, dem Reichstage den auf der 
Londoner internationalen Telegraphen⸗Konferenz ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrag vorzulegen. Wie ich höre, 
hat dies ſeinen guten Grund darin, daß die Ver⸗ 
handlungen zwiſchen den einzelnen Staaten aber 


Mittwoch, den 17. März 1880. 


preußiſchen ſtatiſtiſchen Buxeaus dem] vor 


noch nicht beendet ſind. Nachdem nämlich die 
Grundſätze der Tarifänderungen auf der internatio- 
nalen Telegraphen-Konferenz feſtgeſtellt waren, hat 
es, wie es unſchwer einzuſehen iſt, noch beſtimmter 
Feſtſtellungen über die einzelnen Tarifſätze für den 
Verkehr bedurft. Sobald letztere zum Abſchluß ge⸗ 
kommen ſein werden, dürfte eine Veröffentlichung 


der bezüglichen Beſtimmungen alsbald zu erwar- 


ten ſein. 

Zu der geſtrigen Mittheilung, daß das Kriegs⸗ 
miniſterium eine Deklaration des Begriffs Militär⸗ 
Behörde erlaſſen, iſt zu bemerken, daß dieſelbe im 
‚Einvernehmen mit dem Reichs⸗Juſtizamt getroffen 
worden iſt und daß der Kaiſer zu dieſen Feſtſetzun⸗ 
gen noch weitere Beſtimmungen genehmigt hat, die 
fh auf die Zwangsvollſtreckung gegen Militär- 
Beamte und auf die Haft von Offizieren gewiſſer 
Kategorien und gegen Militärbeamte beziehen. 


Berlin 17. März. Wie wir vernehmen, hat 
der Kaiſer von Rußland, auf die Kontrafignirung 
dis Gratulationsſchreibens des Kaiſers Wilhelm zu 
dim Regierungs⸗Jubiläum des Czaren durch den 
Fürſten Bismarck, an den Letzteren ein Schreiben 
gerlchtet, in welchem er ihm ſeinen Dank für den 
Antheil an den ihm übermittelten Glückwunſchen 
axeſpricht. 

— Die Reichstags-Kommiſſion zur Vorbera⸗ 
thung des Sozialiſtengeſetzes hielt geſtern Abend ihre 
1 Sitzung, welcher Miniſter Graf Eulenburg bei- 
wihnte. Drei verſchledene Serien von Anträgen, 
von den Abgg. Dr narben 5 1 
be waren kiagrb sach Die 
und v. Helldorf verlangten 

uſgtz zum Schutze der Rechte des Reichg⸗ 

er Reichstagsmitg! 
per ag umfaßte ben Punkte. Einer 
derſelben ı an & e der Beſchwerde⸗Kommiſſton, 
welche nach 8 20 Raliſtengeſetzes aus 4 
Mitgliedern des Bundesraths und 5 Mitglieder 
der höchſten Gerichte beſteht, das Reichsgericht ſetzen. 
Ein zweiter Punkt bezieht ſich auf die in 8 28 
enthaltenen Vorſchriften über den ſogenannten klei 
nen Belagerungszuſtand. Ein pritter hatte die 
Aufrechterhaltung des Wahlrerſammlungsrechtes zum 
Ziele; ein vierter bezweckte die Mäßigung des po» 
ligeilichen Einſchreitens durch die Vorſchrift, daß die 
vetbietenden Verfügungen bei Verſammlungen, Drud- 
ſchriften ꝛc. mit näherer Angabe von Gründen und 
Bivelfen verſehen ſein ſollten. Ein fünfter Cen⸗ 
trimsantrag ging dahin, das Sammeln von Bei⸗ 
trögen zu humanitären Unterſtützungszwecken, entge⸗ 
ger einer Anordnung des Berliner Polizeipräſidtums, 
für zuläſſig zu erklären. Dieſer Antrag fand all⸗ 
gemeine Unterſtützung. Bei dieſer Gelegenheit wurde 
an die entrumsmitglieder die Frage gerichtet, ob 
ſie im Falle der Annahme dieſer Beſtimmung für 
daß Geſetz ſtimmen würden; fie fand reſervirte Ant ⸗ 
wert: Das Centrum müſſe ſich die Freiheit der 
Entſchließung wahren. Doch klang ſoviel heraus, 
daß auf eine Zuſtimmung des Centrums kaum zu 
rechnen iſt. 
Die vorher erwähnten Anträge des Centrums 
wurden ſämmtlich abgelehnt. Der Centrums antrag, 
den $ 28 (Civülbelagerungszuſtand und feine Fol⸗ 
gen) nur für Berlin und Umgegend gelten zu laſſen, 
und Nr. 3, die Ausweiſung betreffend, zu ſtreichen 
oder wenigſtens durch einen Zuſaß einuſchränken, 
wind in der nächſten Sitzung (morgen) zur Debatte 
konmen. 

— Die Reichstags⸗Kommiſſion zur Vorbera⸗ 
thung der Wehrvorlage beſchäftigte ſich in ihrer 
getrigen Abendſitzung mit den unwichtigeren Theilen 
de! Entwurfes. 

Die 88 10 und 12, welche den geltenden Be⸗ 
finmungen nur hinzufügen, daß der Eintritt zum 
drei- oder vierjährig⸗freiwilligen Dienſt Militär⸗ 
pflichtigen durch die Erſatzbehörde geſtattet werden 
kann, und daß der Militärpflichtige, ſofern er nicht 
die Erlaubniß zum freiwilligen Eintritt in den 
Heeresdienſt erhalten hat, in dem Aushebungsbezirke 
feines dauernden Aufenthaltsortes oder ſeines Wohn⸗ 
ſites geſtellungspflichtig iſt, wurden einſtimmig an⸗ 
genommen. j 

In Betreff des § 14, welcher neu beſtimmt, 
daß zur Annahme Einjährig- Freiwilliger die Trup⸗ 


Rech. nf 


An 


erger 


ra Harn 


eder 


Trains in Orten, wo außerdem Truppen zu Buß 
garniſoniren, nur inſoweit verpflichtet ſein ſollen, 
als die Zahl von zwei Einjährig⸗Freiwilligen bei 
jeder Eskadron, Batterie und Kompagnie nicht über⸗ 
ſchritten wird, einigte ſich die Kommiſſion dahin, 


AR 
Berlin. 


Der Reichen-t 


pen der Kavallerie, der Feld⸗Artillerie und des 


Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 


Nr. 130. 


daß die Zahl der Einjährig⸗Freiwilligen auf vier, 
und auch nur bei der nicht reitenden Feldartillerie 
und den Trains beſchränkt ſein ſolle. 

Im $ 66, welcher die Vergünſtigung für 
Beamte, daß ſie durch ihre Einberufung zum Mili⸗ 
tärdienſt in ihren bürgerlichen Dienſtverhältniſſen 
keinen Nachtheil erleiden ſollen, auch auf den Fall N 
ausdehnt, daß abkömmliche Beamte nach ausge⸗ 
ſprochener Mobilmachung ſich freiwillig in das Heer 
aufnehmen laſſen, wurde dieſe Vergünſtigung auf die 
Reichs- und Staatsbeamten beſchränkt, den Kommu⸗ 
nalbeamten aber nicht bewilligt. 

Die Artikel III. und IV., welche nur formale 
Beſtimmungen enthalten, wurden unverändert ange⸗ 
nommen. 

Heute Vormittag beſchäftigte ſich die Kommiſ⸗ 
ſion mit einem Antrag: der Herren Freiherr von 
Maltzahn-Gültz und Frhr. v. Lerchenfeld, folgenden 
$ Za einzuſchalten: 

„Im Falle eines außerordentlichen Bedürf⸗ 
niſſes kann der geſammte Beſtand der beiden jüngſten 
Jahresklaſſen der Erſatzreſerve J. Klaſſe einſchließ⸗ 
lich derjenigen Mannſchaften, welche nach 8 3 für 
gewöhnliche Friedensverhältniſſe nicht übungspflichtig 
find, zu einer Uebung von hoͤchſtens achtwöchentlicher 
Dauer auf Grund beſonderer kaiſerlicher Verordnung 
einberufen werden. Die Beſtimmungen des 8 3 
unter 1— 5 und 7 finden auf eine ſolche Uebung 
keine Anwendung. Mannſchaften, welche ſchon vor⸗ 
her geübt haben, dürſen zu einer ſolchen Uebung nut 
ininmeit herangezogen werden, als dar“ die Zahll 
und die Geſammtdauer der einzelnen Uebungen zn * 
welchen fie nach S 3 verpflichtet find, nicht über 
Ihritien wi * 
Dieſer Antrag, welcher die Erle c terxungen des 
§ 3 wieter aufhebt, wurde mit folgende Zuſatze 
angenommen: 

5 „Vorſtehende 


Beſtimmungen finden auf bie 
jenigen Mannſchaften, welche ſchon vor Erlaß 
dieſes Geſetzes der Erſatzreſerve 1. Klaſſe über⸗ 
wieſen worden find, Feine Anwendung.“ 

Endlich iſt noch eine vom Abg. Nichter-Hagen 

beantragte und gutgeheißene Eirſchaltung in $ 4 


zu erwähnen, welche beſagt, daß die Verſetzung 


aus der Reſerve in die Landwehr sc. bei den nächſten 
auf Erfüllung der Dienſtzeit folgenden Früßjahrs⸗ 
Kontrol-Verſammlungen ſtattfinden fol, „ſoweit die 
zwölfjährige Dienſtzeit (Art. 59 der Reichs verfaſſung) 
zur Einführung gelangt iſt.“ 

Die Kommiſſion hat damit die erſte Leſung der 
Vorlage beendet. 


— In der jüngſten Nummer des Amtsblatts 
des königlich baieriſchen Miniſteriums des Innern 
wird wie alljährlich eine Zuſammenſtellung des 
Schuldenſtands der fämmtlichen Stadt-, Markt- und 
Landgemeinden des Königreichs Baiern nach dem 
Abſchluſſe des letzten Rechnungsjahrs, gegenwärtig 
des Jahres 1878, veröffentlicht. 

Leider zeigt dieſe Statiſtik wieder eine nicht 
unbeträchtliche Zunahme der Verſchuldung bei den 
Kommunen, wie aus folgender von einem unſerer 
Herrn Korreſpondenten in Baiern mit Hülfe der 
früheren Publikationen hergeſtellten Statiſtik ſich 
ergiebt. Es betrug der Geſammtſchuldenſtand: 

(Von 1000 abwärts in runden Ziffern; 

1878: 108,242,000 M. 
1877: 99,997,000 „ 
1876: 86,581,000 „ 
1875: 80,341,000 „ 
1874: 71,933,000 „ 
1873: 64,266,000 „ 
1872: 55,481,000 „ 
1871: 50,298,000 „ 
1870: 46,747,000 „ 
1869: 44,385,000 „ 
1868: 41,389,000 „ 

Auf die einzelnen Kreiſe vertheilt ſich die 


Schuldenlaſt vom Schluß des Jahres 1878 fol⸗ 

gendermaßen: 
Oberbaiern 39,706,278 M. 
Niederbaiern 3,506,380 „ 1 
Pfalz 6,306,113 „ | 
Oberpfalz und Regensburg 5,530,024, 
Oberfranken 6,617,403 „ 
Mittelfranken 14,819,986 „ 


Unterfranken und Aſchaffen⸗ Re 


burg 15,799,218 „ 
Schwaben und Neuburg 15,956,678 „ 
An der Schuldzunahme find alle Kreiſt 


Baierns, und zwar in ziemlich gleichen Proportionen, 
betheiligt. Die Schuldenlaſt fällt zum größeren 


Theil auf die ſogenannten unmittelbaren, alſo die dern darum, ob dieſe veraltete Kliquenwirthſchaft, 
die ſchon längſt mit ihren abgedroſchenen Phraſen 
am marasmus serilis leidet, noch länger ertragen 
werden ſoll oder ob endlich auch in Berlin die 
Wähler ſelbſt das entſcheidende Wort über die 
Kandidatenfrage ſprechen dürfen. Vor zwei Jahren 
warf man dem Stettiner Wahlkampfe unerhörte 


größeren Städte. Der Antheil derſelben an der 
oben genan ten Summe von 108,242,083 M. be- 
trägt rund 77,500,000 M., alſo beinahe drei 
Viertel des Geſammtſchuldenſtandes. An dem 
Schuldenzugang im Jahre 1878 ſind dagegen die 
kleinen Städte, Markt- und Landgemeinden mit glei- 
chen und in einzelnen Kreiſen mit höheren Beträgen 
betheiligt, als die unmittelbaren Städte. In Unter⸗ 
franken beträgt z. B. die Schuldenzunahme der 
Städte: 118,015 M., der Markt- und Landge⸗ 
meinden zuſammen 1,538,793 M. 

Eine Zunahme der Gemeindeſchulden iſt zwar 
an und für ſich nicht ſo bedenklich wie die wachſende 
Verſchuldung in der Privatwirthſchaft, denn die 
Aufnahme der Gemeindeſchulden geſchieht meiſt zur 
Ermöglichung größerer Kulturarbeiten, wie Waſſer⸗ 
leitungen, Schulhausbauten, Wegebauten u. dgl., 
bei welchen wegen ihrer fortdauernden Wirkung für 
die künftige Generation dieſe zum Theil auch zur 
Koſtentragung mit beigezogen werden kann. Allein 
verzinſt und amortiſirt müſſen auch ſolche Schul⸗ 
den aus den laufenden Einnahmen der Gemein- 
den, d. h. zum größten Theil aus den Ge- 
meindeumlagen, werden, welche letztere auch in 
den Landgemeinden ſchon eine ziemliche Höhe erreicht 
haben. 

Dieſer Umſtand, wie die Zunahme des Schul⸗ 
denſtandes überhaupt im Zuſammenhalt mit der ge⸗ 
genwärtigen Rentabilität der Landwirthſchaft und 
des Kleingewerbes wird den leitenden Sphären in 
Baiern, wie beachtenswerthe Stimmen von daher 
betonen, neuerdings die Pflicht nahelegen, die An⸗ 
forderungen an die finanzielle Leiſtungsfähigkeit der 
Kommunen ſorgfältig auf ihre Dringlichkeit zu prü- 
fen, umſomehr, als das Reich in ſeinen finanziellen 
Anſprüchen nicht herabgehen kann. 

— Das Schlußergebniß der badiſchen Kriegs- 
koſten⸗Liquidation von 1870/71, welche von der 
Oppoſttionspreſſe lange als „Lieblings⸗Steckenpferd“ 
geritten wurde, nimmt nach dem Berichte des Abg. 
Schneider über das Budget des Finanzminiſteriums 
für die Jahre 1880 und 1881, Abtheilung V., 
eine das Vorgehen des Finanzminiſteriums vollſtän⸗ 
dig rechtfertigende Wendung, indem der der demo- 
kratiſchen Partei angehörige Berichterſtatter „auf 
Grund des vorhandenen Aktenmaterials und nach 
eingehendſter Prüfung“ zu der Anſchauung gelangt 
iſt, daß ein Vorwurf gegen den Finanzminiſter da⸗ 
hin, daß er die finanziellen Intereſſen Badens dem 
Reiche gegenüber nicht genügend gewahrt hatte, ſich 
nicht begründen laſſe. Von der Kriegskoſten-Liqui⸗ 
dation hatte der Rechnungshof des deutſchen Reiches 
eine Summe von 281,529 Mark, als zuviel liqui⸗ 
dirt, beanſtandet. Außer dieſem Fehler entdeckte das 
Finanzminiſterium bei der nachträglichen Reviſton 
des geſammten Materials, daß die Militär⸗Kommiſ⸗ 
ſion eine Reihe liquidationsfähiger Poſten im Ge⸗ 
ſammtbetrage von 613,149 Mark zu iquidiren 
unterlaſſen, die inzwiſchen durch den deffnitiven Ab⸗ 

ſchluß der Kriegskoſten⸗Rechnung prä abdirt waren. 
Der Regierung iſt es ſchließlich gelungen, auf dieſe 
Reſtforderung die überhobenen und noch herauszu- 
zahlenden 281,529 Mark zu kompenſiren. 

Unterm 19. Juni v. Is. hat ſich der Reichs⸗ 
tag in dieſem Sinne ſchlüſſig gemacht, die endgül⸗ 
tige Regelung der Sache ſchwebt zur Zeit beim 
Rechnungshofe. Daß das badiſche Liquidations⸗ 
Verfahren ſo mangelhaft geweſen, führt der Bericht 
auf folgenden Upeſtand zurück: 

„In Folge der Militär⸗Konvention vom 25. 
November 1870 war im Laufe des Jahres 1871 
das Kriegsminiſterium bezw. die Militär⸗Kommiſ⸗ 
don mit Geſchäften überhäuft, und es iſt zur Zeit, 
als die Kriegskoſten-Liquidation im vollen Gange 
war, keine ordnungsmäßige, reguläre Kriegsverwal⸗ 
tung, ſondern nur eine außerordentliche Militär- 
Kommiſſton, welcher hauptſächlich die Ueberleitung 
des badiſchen Militärs in preußiſche Verwaltung 
oblag, vorhanden gewelen.“ 


Provinzielles. 

Stettin, 17. März. Man wird ſich noch ent⸗ 
innen, welche Stürme in unſerer Stadt die letzte 
Reichstagswahl hervorrief, als es ſich hier in Stet⸗ 
tin darum handelte, zum erſten Male jenen etwa 
hundert oder zweihundert Herren entgegenzutreten, 
die einen Ring gebildet hatten, um den ſämmtlichen 
Reichstagswählern einen ihrem kleinen Kreiſe geneh⸗ 
men Abgeordneten aufzuoktroyiren. Man wird ſich 
entfinnen, wie es damals in Stettin zu einer hef⸗ 
tigen Krifis kam, in welcher die Macht dieſes Rin⸗ 
ges, der auch diesmal wieder ſeinen alten ſüßen 
Gewohnheitskandidaten, den fortſchrittlich geſinnten 
Herrn Oberlehrer Theodor Schmidt und ſpäter den 
Amerikaner Kapp den Wählern aufzwingen wollte, 
gründlich gebrochen wurde. Dieſelben Vorgänge 
wiederholen ſich jetzt in Berlin. Man hat es auch 
dort endlich ſatt, ſich von dem Centralverein unter 
dem Vorſitze des auch hier von einer verunglückten 
Wählerverſammlung in der Oberwiek ſattſam be- 
kannten Landtagsabgeordneten Knörcke beherrſchen zu 
laſſen. Innerhalb einer und derſelben Partei — 
der Fortſchrittspartel — iſt daſelbſt der Kampf auf 
das Lebhafteſte entbrannt, ob man ſich die beſtehende 
Kliquenwirthſchaft noch länger gefallen laſſen darf 
eder nicht. Hie Hoffmann! Hie Eberty! — Hie 
Knörcke! Hie Richter! — iſt das Feldgeſchrei der 
beiden Parteien. Der Riß geht offenbar weit; ſelbſt 
dem ſonſt in allen Kreiſen der Fortſchrittspartei be⸗ 
liebten Abgeordneten Klotz konnte es paffiven, daß 
ihm ziemlich unverblümt das Wort Lügner zugerufen 
wurde. Möglich tft, daß der Riß durch die Kan- 
didatur Virchow's noch einmal überklebt wird, aber 
wenn auch ſo mühſelig zuſammengeflickt, wird der 
Riß weiter und weiter gehen. Denn nicht um die 
Namen der Wahlkandidaten handelt es ſich mehr — 
der Unterſchied zwiſchen dem Herrn U Feen 
und dem Herrn Eberty iſt nicht allzugroß — ſon⸗ 
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wurde. (Heftiger Widerſpruch und Tumult.) Herr 
Dr. Max Hirſch hat fi allerdings in einer gehar- 
niſchten Rede gegen meine Anweſenheit im Komitee 
erklärt. (Dr. Max Hirſch ruft: Das iſt nicht 
wahr! (Klotz: Meine Herren: Was ich ſage, iſt 
wahr. (Lebhafter Beifall und Lärm.) In einer 
leinen Stadt iſt es vielleicht angethan, daß ein 
Komitee die Wahlen vorbereitet (Gelächter); in 
tiner großen Stadt iſt es jedoch nothwendig, daß 
der Kandidat unbeeinflußt aus der Mitte der Wäh⸗ 
lerſchaft hervorgeht. (Gelächter.) Aus dieſem 
Grunde habe ich die heutige Verſammlung gebilligt 
und mit Vergnügen den Vortrag des Abends über⸗ 
nommen. Daß Herr Profeſſor Dr. Virchow dieſe 
Verſammlung mißbilligt, beſtreite ich. Ich habe 
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den Beſuch feines Theaters und dadurch feine Eiu⸗ 
nahmen zu erhöhen, indem er für denſelben Betrag 
‚anftatt, wie früher, den bloßen Theaterbeſuch, letzt 
zugleich die Betheiligung an der Ausſpielung ge: 
währte.“ Er 5 

— Mittelſt Kabinets ordre vom 23. . Mts. 
iſt dem Königlichen Kommiſſionsrath und Hof-Blans- 
forte-Fabrikanten R. Wollenhauer in Stel 
tin eee Anlegung des ihm verlieh 
nen erkreuzes II. Klaſſe des Sa E “ 
ſchen Hausordens ec a 

— Die Direktion der Berlin-Stettiner Bahn 
macht jept bekannt, daß ihr dom Minifter der Ann, 
trag zugegangen iſt, die in Gemäßheit des g 4 bes 
Betriebsüberlaſſungsvertrages vom 13. Jun 1879 
vorzunehmende Abſtempelung der Aktien auf den 
Betrag von 4 ¾ pCt. zur Ausführung zu bringen 
Die Aktionäre werden in Folge deſſen aufgefordert, 
ihre Aktien zu dieſem Zwecke in der Zeit vom 1. 
bis 14. April in Berlin und vom 20. April ab 
in Stettin bei der Geſellſchaft einzureichen. 

— Stadttheater). In dem ſeit langer Zeit 
einmal wieder zu Ehren gekommenen einaktigen 
Schauſpiel Holtet's: „Hans Jürge“ bot am 
vergangenen Sonntag der für unſere Bühne neu 
engagirte Charakter-Darſteller Herr von Bom- 
mer eine glänzende Probe eines recht beach ton 
werthen Talents. Der bei uns als Buttler (Wal⸗ 
lenſtein-Trilogie) bereits in guter Erinnerung ſte⸗ 
hende Schauſpieler hat unſere gute Meinung durch 
die Leiſtung feines „Jürge“ weſentlich zu heben 
gewußt und erkennen wir hiermit pflichtgemäß an, 
daß Herr von Pommer neben verſtändnißvoller Auf⸗ 
faſſung feiner Aufgabe auch in Spiel und Defla- 
mation eine große Routine an den Tag legte. Seine 
ſaubere den denkenden Künſtler verrathende Leiſtung 
wurde mit gerechtem und anhaltendem Beifall be⸗ 
lohnt. — Tags darauf ſang unſer allbeliebte ju⸗ 
gendliche Wachtel⸗Tenoriſt, Herr Broulil, der 
leider ſchon am 1. April unſere Bühne verläßt, ge⸗ 5 
legentli der Benefiz-Vorftellung des Herrn Hien! 
den Raoul in „Die Hugenotten“. Der tapfere 
Sänger ſang die große und ſchwierige Partie zum 
erſten Mele, wußte aber trotzdem ſchon nach der 
tadellos ausgeführten großen Arie des erſten Aktes 
das zahlreich verſammelte Publikum zu ſtürmiſchſtem 
Beifall hinzureißen, der ſeinen Höhepunkt im vier⸗ 
ten Akte erreichte. Die herrliche Stimme des Herrn 
Broulik erfreute durch ihren Wohllaut, ihre ſeltene 
Höhe und Fülle das Auditorium in bekannter 
Weiſe. 

Loitz, 15. März. Der letzte ſtarke Oſtwind 
hat das Waſſer in der Peene ſo ſehr aufgeſtaut, 
daß es über die Ufer getreten iſt und die Peene⸗ 
wieſen überſchwemmt hat. Daxrurch iſt der Fluß 
für die Schiffer mit ſeinen vielen Krümmungen ge- 
fahrvoll geworden, indem dieſelben ſich nicht immer 
kenntlich genug abheben. So gerieth geſtern eine 
von Demmin nach hier ſegelnde Jacht dicht bei un⸗ 
ſerer Stadt auf die Wieſen und kam dort, obwohl 
fie leer fuhr, feſt. Erſt nach langem Arbeiten ge- 
lang es den Schiffern, wieder flott zu werden. 

Der heutige Vieh- und Pferdemarkt war we⸗ 
nig von Bedeutung. Die aufgetriebenen Kühe 
konnten trotz ihrer geringen Anzahl und trotz der 
herabgeſetzten Preiſe nicht immer Käufer finden. 
Die meiſten Kühe bliehen unverkauft. Dagegen war 
der Handel mit Pferden lebhafter. Die vorhande⸗ 
nen Thiere waren nur von der geringſten Sorte, 
wofür die Preiſe verhältnißmäßtg nicht zu hoch be⸗ 
glichen wurden. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Wien, 16. März. Der „Neuen Fr. Peeſſe“ 
zufolge iſt der öſterreichiſch-ſerbiſche Eiſenbahnvertrag 
geſtern zu Stande gekommen. Die Eiſenbahn ſoll 
von Belgrad über Semlin direkt nach Peſt geführt 
werden. Die Bauzeit iſt auf drei Jahre nach 
Auswechſelung der Ratifikatlonen veranſchlagt. Ein 
beſtimmter Termin für die Ratifikation iſt nicht 
feſtgeſtellt. Sämmtliche ſerbiſche Bahnen wer⸗ 
den gleichzeitig dem internationalen Verkehr üßer⸗ 
geben. 

London, 16. März. Unterhaus. der Unter⸗ 
ſtaatsſekretär für Indien, Stanhope, eeklärte auf 
eine Anfrage Cartwright's, es jei noch nicht von 
ſämmtlichen Mächten die Zuſtimmung zur zung 
einer internationalen Kommiſſion für die Rege⸗ 
lung der griechtſch-türkiſchen Greuzfrage eingegan⸗ 
gen; die bezüglichen Verhandlungen dauerten noch 
fort und es könnten daher leine Details mitgetheilt 
werden. 5 f 

London, 16. Mär: Juserläſſigen Mitthei⸗ 
lungen zufolge beabſichtigt die Königin am 25. d. 
früh über Cherbourg nach Baden-Baden abzureiſen. 
Die Königin, welche als Gräfin von Balmoral reif, 
wird während des Charfreltags in Cherbourg an 
Bord der Nacht Diyorla and Albert“ bleiben und 
ſodann ihre Reiſe Fortjepen. 

Petersburg, 5 März. Es heißt, General 
Surow ſolle von dem Poſten des Stadthauptmanns 
von Petersburg abberufen und General Batiano 
(bisher Kommandeur des in Moskau ſtehenden 
Gardegrenadier-Regiments) werde zum Polizeimeiſter 
von Petersburg ernannt worden. 

Der Gehülfe des Oberkommandirenden der 
Gardetruppen und des Petersburger Militärbezirks, 
General Gurke (der ehemalige General-Gouverneur 
von Petersburg) iſt dieſes Poſtens enthoben wor⸗ 
deu. Zu feinem Nachfolger iſt Generaladjutant 
Koſtanda ernannt. f 


Entbindungs⸗ Anzeige. 
An meinem heutigen Geburtstage beſchenkte 
meine liebe Fran Anna, geb. Schlmacher, 
einem prächtigen Jungen. ; 
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Leidenſchaftlichkeit und Rückſichtsloſigkeit vor; wir 
bringen im Nachſtehenden einen Bericht über die 
großes Aufſehen machende letzte Verſammlung der 
Fortſchrittspartei in Berlin, die wohl Jedem zeigen 
wird, daß man hier bei uns doch noch mit ver⸗ 
hältnißmäßiger Ruhe und Mäßigung zu Werke ge- 
gangen iſt. Hoffen wir nur, daß auch die Berli- 
ner Wähler nun endlich der abgedroſchenen Redens⸗ 
arten der Phraſenhelden ihres Centralkomttees müde ihn heute beſucht und wenn dies der Fall geweſen 
und nach praktiſchen poſitiven Reſultaten ihrer Ab- wäre, dann hätte er es mir unzweifelhaft gejagt. 
geordneten verlangend, nun eine Partei-Umbildung Die Zeit iſt nicht dazu angethan, daß ſich die 
treffen, die dem ganzen Vaterlande zum Segen ge- Fortſchrittspartet derartig befehdet und ſich gegen- 
reicht. Der Bericht der „Nat.-Ztg.“ über die er- ſeitig mit ſolcher Leidenſchaftlichkeit bekämpft. Die 
wähnte Verſammlung lautet: Bortſchrittspartei iſt ohnehin im Reichs- und Land⸗ 
Berlin, den 16. März. lage nur ſehr ſchwach vertreten. Wer die Partei 
Eine von den Stadtverordneten Richter, Hanke, nicht ſchwächen will, der laſſe alle Perſönlichkeiten 
Imberg und Patel berufene Verſammlung ſämmt. und Leidenſchaftlichkeit bei Seite und prüfe die vor- 
licher fortſchrittlichen Wähler des zweiten Berliner legenden Thatſachen. „Die Vortſchrittspartei, jo 
Reichswahlkreiſes tagte am Montag Abend im obe- fuhr Redner fort, iſt grundſätzlich gegen jedes Aus- 
ren Saale der „Reichshallen“ am Dönhofsplatz nahmegeſetz. (Rufe: Maigeſetze!) Sie wird da⸗ 
Der Saal war nur mäßig gefüllt. Trotzdem machte ber eben ſo wenig für die Verlängerung des So⸗ 
ſich ſchon lange vor Beginn der Versammlung eine zlaliſtengeſetzes ſtimmen, wie fie für das Geſetz über- 
ſehr lebhafte Unruhe geltend. Von verſchiedenen haupt geſtimmt hat. Daß die Fortſchrittspartel 
Seiten ertönten die Rufe: „Anfangen“, „Cliquen. das Vaterland wehrlos machen will und auf rein 
wirthſchaft“ u. ſ. w. Stadtv. Richter eröffnete negativem Standpunkt ſteht, iſt eine ſchnöde Un⸗ 
endlich die Verſammlung mit ungefähr folgenden wahrheit. Die Fortſchrittspartet ſteht, wie bereits 
Worten: „Meine Herren! In Folge der Man' erwähnt, noch auf ihrem alten, im Jahre 1861 
datsniederlegung des Amtsgerichtsraths Adolf Hoff, eingenommenen Standpunkte und ſelbſt diejenigen 
mann tritt an die Wähler des zweiten Berliner wenigen Männer, wie Lasker, Forckenbeck, Stauffen- 
Reichswahlkreiſes die Pflicht heran, die Neuwahl berg u. ſ. w., die ſich im Jahre 1867 von der 
eines Abgeordneten zu vollziehen. Die gegenwärtige Jortſchrittspartet geſchieden, find auf beftem Wege, 
Lage unſeres Vaterlandes gebietet es, daß wir einen wieder zurückzukehren, da fie einſehen, daß die na- 
Mann von Tüchtigkeit und voller Charakterfeſtiz- | Nomalliberale Partei aller politiſchen Grundfäge 
keit in den Reichstag ſchicken, einen Mann, der an] bar it." (Lebhafter Beifall und Widerſpruch.) — 
offenes Auge und ein offenes Herz für unſer Bu- Bankter Ball und Dr Max Hirſch melden ſich in 
terland und unſer Volk hat, einen Mann, der ſich ziemlich aufgeregter Weiſe zur Geſchäftsordnung. 
von Niemandem beeinfluſſen läßt, ſondern mar- — Vorſitzender Stadtverordneter Richter: Ich kann 
haft und unerſchrocken für Recht, Wahrheit und das Wort zur Geſchäftsordnung nicht mehr geben. 
Freiheit des Volkes eintritt. Um einen ſolchen] Herr Redakteur Heinrich Steintz hat das Wort. 
Mann zu finden, iſt es nöthig, daß die Wähle Es erhebt ſich ein wahrhaft betäubender Tumult. 
ſchaft in corpore zuſammentritt und unbeeinfluzt Redakteur Steinitz ſowohl, als auch der Vorſitzende 
von irgend einem Komitee ſich ſelbſt einen Kane bemühen ſich vergeblich, zum Worte zu gelangen. 
didaten wählt. (Gelächter und Lärm.) Meine Herres I] Die Menge drängt ſich an die Tribüne und ver⸗ 
In derſelben Weiſe, wie wir einen Waldeck und Ho- langt in förmlich drohender Haltung, daß Steinitz 
verbeck gewählt haben, unbeeinflußt, ſondern ver⸗ dieſelbe verlaſſen ſolle. Als dieſer der Aufforderung 
geſchlagen in einer allgemeinen Wählerverſammlung, nicht nur nicht Folge giebt, ſondern immer wleder 
jo wollen wir auch diesmal zur Wahl ſchretten. verſucht, ih Gehör zu verſchaffen, wird der Skan⸗ 
(Lärm. Lebhafte Rufe: Bureau wählen ) Stabi, dal immer größer. Bankier S. Ball eilt auf die 
Richter: Das Bureau iſt bereits gebildet. (Heſti⸗] Tribüne und ruft wiederholt: „Ich laſſe Herrn 
ger Lärm. Rufe: „Zur Geſchäftsordnung!“) Nur Steinitz nicht ſprechen.“ Bravo! Bravo! ertönt 
mit vieler Mühe vermag ſich Stadto. Richter wie- es ſtets in Folge dieſer Erklärung. Jedesmal wenn 
der Gehör zu verſchaffen und zu äußern: Meine Steinitz zu ſprechen anfängt, ruft Ball, indem er 
Herren! Ich habe dieſen Saal gemiethet, die Ver- ſich neben Steiniß ſtellt: „Sie dürfen nicht ſpre⸗ 
ſammlung berufen, folglich ſteht auch mir das Recht chen, Herr Steinitz, dafür werde ich jorgen.“ Da 
zu, den Borfip zu führen. (Betäubender Lärm und der Skandal abſolut kein Ende nehmen will, erhebt 
wiederholte Rufe: „zur Geſchäftgordnung“.) Stadto. ſich der die Verſammlung beaufſichtigende Poltzei⸗ 
Richter: M. H.! Ich erkläre Ihnen nochmals ] Offiter. Dies hat zur Folge, daß der Lärm ſich 
das Büreau iſt bereits gebildet und ich fühle mid | wieder einigermaßen legt und Steinitz zu ſpre⸗ 
nicht veranlaßt, ein neues wählen zu laſſen. (Er- chen vermag: „Meine Herren, wer dieſen Tohu⸗ 
neuerter Lärm.) Dem Landtagsabgeordngen wabohu heute hier mit angehört hat, der wird 
Knörcke gelingt es endlich, zum Worte zu gelangen: einen ſchönen Begriff von der Berliner Fort⸗ 
„M. H.! Ich bedauere es lebhaft, daß man aller ſchrittspartei erhalten. Ein Fremder muß denken; 
demokrattſchen Tradition zuwider einer fortſchrit⸗ Jes iſt dies eine Verſammlung von Nihiliſten und 
lichen Wählerverſammlung ein Büreau aufoktroptten nicht von Fortſchritteleuten. (Lärm.) Daß jo 
will. (Lebhafter Beifall und Lärm) Im llebrigen etwas in einem Wahlkteiſe vorkommen muß, wo 
will ich konſtatiren, daß dieſe Verſammlung aus einſtmals ein Waldeck und ein Hoverbeck gewählt 
Wählern aller Berliner Wahlkreiſe beſteht (Beifall] wurde, it ſchändlich“ Bi dieſen Ausſpruch er⸗ 
und Lärm), und daß deshalb die Versammlung hebt ſich der Skandal mit vermehrter Heftigkeit. 
nicht berechtigt iſt, Kandidaten zu neminiren und] Vergeblich warnt der Vorſitzende, daß der beaufſſch⸗ 
irgend eine Organifation für die bevorſtehende Wahl] tigende Polizet-Lieutenant die Verſammlung auflöſen 
im zweiten Berliner Reichstagswahlkreiſe zu beſchle⸗] wolle. (Bravo, Bravo, „das wollen wir ja ha⸗ 
fen. (Beifall und Lärm.) Selbſt Herr Profeſſor ben“, ertönt es aus der Verſammlung.) Borfigen- 
Dr. Virchow iſt mit der Berufung dieſer Verſamm⸗ der: Dann komme ich der polizeiligen Auflöfung 
lung nicht einverſtanden geweſen. (Beifall und gef. zuvor und ſchließe die Verſammlung. — Erſt nach 
tiger Widerſpruch.) Herr Prof. Dr. Virchow lat] langer Zeit legt ſich der Skandal, nur ſehr lang⸗ 
ſein Ehrenamt als Vorſitzender des Wahlkomited s ſam verlaſſen die Anweſenden das Lokal. Es bil⸗ 
für den zweiten Berliner Reichstagswahlkreis ne-] den ſich dabei ſowohl im Saale wie auch unten 
dergelegt, weil er in dem gegenwärtigen Konſlͤt im Hausflur Gruppen, die ſich förmlich drohend 
nicht Richter fein wollte. (Furchtbarer Lärm.) gegenüberſtellten. So endete die Partelverſammlung 
Das Wapl-Romiter des zweiten Berliner Reichs-] der Fortſchrittspartet im zweiten Berliner Reichs⸗ 
tagswahlkreiſes hat bereits eine Wählerverſammlung] wahlkreiſe. 
im engeren Kreiſe abgehalten und gedenkt nun am Stettin, 17. März. Ein Theaterdirektor hatte, 
19. März nach den „Reichshallen“ eine allgemeine] um den Beſuch feines Theaters zu ſteigern, ohne die 
Wählerverſammlung zu berufen. (Betäubender Lärm,] Preiſe der Theaterbillets zu erhöhen, mit der Vor⸗ 
Rufe: „Kliquenherrſchaft!“) Nach längeren ſtellung eine „Auslooſung“ von Gegenſtänden ver- 
Tumult gelingt es wieder einem Redner, dem Pi-] bunden, welche an die Gewinner vertheilt wurden. 
vatgelehrten Jöriſſen, zum Worte zu kommen. M.] An dieſer Lotterie waren ſämmtliche Theaterbillets- 
H.! Ich begrüße es mit Freuden, daß die Fort⸗ Inhaber betheiligt. Die Staats anwaltſchaft erach⸗ 
ſchrittspartei endlich anfängt, ſich von der Kliquen⸗ tete dieſes Arrangement für eine Veranſtaltung einer 
wirthſchaft zu befreien. (Beifall und Lärm.) Es] Lotterie und erhob gegen den Theaterdirektor die 
iſt dies ein untrügliches Zeichen von der Wieder-] Anklage aus 8 286 St.⸗G.⸗B. Das Appella⸗ 
geneſung unſeres Volkes. (Furchibarer Lärm, die] tionsgericht ſprach jedoch den Angeklagten frei, weil 
Verſammlung beruhigt ſich allmälig, als der Abg.] die Höhe des gezahlten Gewinneinſatzes nicht er- 
Klotz auf der Tribüne erſcheint): „M. H.! Ich habe ſichtlich ſei. Auf vie Nichtigkeitsbeſchwerde der 
ſeiner Zeit die Wahl in dieſem Wahlkreiſe abge-] Staatsanwaltſchaft vernichtete das Reichsgericht, 
lehnt, um der Fortſchrittspartei den ſehr gefährdeten IT. Strafſenat, durch Erkenntniß vom 9. Januar 
ſechſten Berliner Wahlkreis zu retten. Hätte ich] 1880, die vorinſtanzliche Entſcheidung, indem es 
die gegenwärtigen Vorgänge verausgejehen, dann] motivirend ausführte: „Zum Weſen der Ausſple⸗ 
hätte ich das nicht gethan. Es iſt der Fortſchritts⸗ lung gehört nur, daß für das Anrecht, im Wege 
partei nicht würdig, ſich in zwei Lager zu ſpalten, der Auszvoſung ein beſtimmtes Vermögensobjekt zu 
am allerwenigſten geziemt es ſich aber, daß ein ſelbſtf gewinnen, ein Einſatz geleiftet werde, und dieſer 
gebildetes Komitee den Wählern einen Kandidaten] Einſatz verliert feinen Charakter als ſolcher dadurch 
aufoktroyiren will. (Beifall und Lärm.) M. H. nicht, daß er mit der Gegenleiſtung für ein ande⸗ 
Ich habe die Herren Komiteemitglieder wiederholt res, vorliegend in dem Genuſſe einer Theatervor⸗ 
aufgefordert, die im zweiten Berliner Wahlkreiſef ſtellung beſtehendes Anrecht der Art in Verbindung 
wohnenden fortſchrittlichen Abgeordneten zu ihren gebracht wird, daß beide Leiſtungen in ihrer Indie 
Sitzungen einzuladen. (Knörcke ruft: „Das tft ge- vidualität nicht beſonders hervortreten. Selbſt in 
ſchehen!“) Klotz: Ich wurde erſt eingeladen, als das dem Falle würde dieſer Umſtand einen Unterſchled 


einfeitig. Vorgehen des Komitee's, in Folge einer im libe; nicht begründen, wenn ſich im Wege der Schätzung inb Schl. 13. März 1880. y 
ralen Halleſchen Thor-Bezirks-Berein an mich ge- und Berechnung der Einſatz nicht ermitteln ließe. . 5 A. Rihbeok, 
richteten Interpellation, in den Zeitungen beſprochen Gleichgültig erſcheint, ob Angeklagter beabſichtigte, Ingenieur. 
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